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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/03/0027 E 22. Juni 2016 RS 12 

Stammrechtssatz 

Sind lediglich ergänzende Ermittlungen vorzunehmen, liegt die (ergänzende) Feststellung des 
maßgeblichen Sachverhalts durch das VwG im Interesse der Raschheit iSd § 28 Abs 2 Z 2 erster Fall 
VwGVG 2014, zumal diesbezüglich nicht lediglich auf die voraussichtliche Dauer des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens alleine, sondern auf die Dauer des bis zur meritorischen 
Entscheidung insgesamt erforderlichen Verfahrens abzustellen ist. Nur mit dieser Sichtweise kann ein 
dem Ausbau des Rechtsschutzes im Sinne einer Verfahrensbeschleunigung Rechnung tragendes Ergebnis 
erzielt werden, führt doch die mit der verwaltungsgerichtlichen Kassation einer verwaltungsbehördlichen 
Entscheidung verbundene Eröffnung eines neuerlichen Rechtszugs gegen die abermalige 
verwaltungsbehördliche Entscheidung an ein VwG insgesamt zu einer Verfahrensverlängerung (vgl 
VwGH vom 26. April 2016, Ro 2015/03/0038). 
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